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Pressemitteilung 
zu den Bemerkungen 2026 

Die Präsidentin des Landesrechnungshofs, Dr. Silke Torp, 
zur heutigen Veröffentlichung der Bemerkungen: 

„Trotz der Konsolidierungsbemühungen der Landesregierung wach-
sen die Deckungslücken im Haushalt durch stark steigende Ausgaben 
und geringere Einnahmen bis 2034 auf 2,4 Milliarden Euro an.  
 
Die Landesregierung muss ihren Konsolidierungsplan nachschärfen 
und an die neue Lage anpassen. Dies setzt eine klare Priorisierung bei 
den Ausgaben voraus, den Ankündigungen des Finanzministeriums 
müssen nun Taten folgen. Dazu gehört neben Einsparungen im Sach-
haushalt auch ein Personaleinsparkonzept. Andere Länder und der 
Bund gehen diesen Weg bereits.“   
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Zur aktuellen Haushaltslage 2026: 
 

Die aktuellen Konjunkturprognosen lassen mittelfristig keine deutliche Ver-

besserung der wirtschaftlichen Lage erwarten. Das schlägt sich auch in der 

Mai-Steuerschätzung nieder: Zwar steigen die Steuereinnahmen weiter an, 

aber Schleswig-Holstein stehen in den nächsten Jahren dennoch rund 

370 Mio. € pro Jahr weniger an Einnahmen zur Verfügung als noch im 

Vorjahr erwartet.  

 

Die Landesregierung muss deshalb ihre Konsolidierungsanstrengungen 

verstärken. Dies setzt eine stärkere Priorisierung bei den Ausgaben voraus. 

 

Nach der aktuellen Eckwerteplanung werden die Deckungslücken im Lan-

deshaushalt weiter aufwachsen und im Jahr 2034 einen Umfang von 

ca. 2,4 Mrd. € erreichen - bei gleichzeitigem, deutlichen Absinken einge-

planter Investitionsmittel. Sowohl die bisher geplanten Konsolidierungs-

schritte bis 2030 als auch die neue Kreditaufnahmemöglichkeit von mehr 

als 500 Mio. € jährlich und die Auflösung von Rücklagen werden diese 

Lücken nicht schließen können. 

 

Rücklagen sind zweckgebunden und endlich. Neue Schulden lassen die 

Zinslasten steigen - bis 2034 droht hier bei den Plänen der Landesregierung 

fast eine Verdoppelung. Bereits heute weist Schleswig-Holstein einen ver-

gleichsweise hohen Schuldenstand auf. Weitere Kreditaufnahmen führen 

zu steigenden Zinsausgaben und schränken die finanziellen Spielräume 

zukünftiger Haushalte sowie kommender Generationen zusätzlich ein. 

Diese Instrumente können und sollten daher nicht dauerhaft genutzt 

werden. 
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Besonders kritisch bewertet der Landesrechnungshof die Entwicklung der 

Personalausgaben. Trotz der bekannten strukturellen Herausforderungen 

setzt sich der Stellenaufwuchs auch im Haushalt 2026 ungebremst fort. 

Allein in den Jahren ab 2020 wurden über 5.000 neue Stellen geschaffen. 

Da durch die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts auch noch 

die Besoldung ansteigt, erhöhen sich die strukturellen Mehrausgaben in 

diesem Bereich ab 2028 um rund eine halbe Milliarde Euro. Hier treffen also 

steigende Kosten je Planstelle auf einen nach wie vor anwachsenden 

Stellenbestand.  

 

Daher gehört für den Landesrechnungshof zur Konsolidierung auch ein 

Personaleinsparkonzept. Andere Länder und der Bund gehen diesen Weg 

bereits.  

 

 

Zu den Feststellungen im Einzelnen: 
 
 

Nr.   6 Konsolidierungsprogramm der Landesregierung: Es besteht dringen-
der Handlungsbedarf 

Die Landesregierung hat im Haushalt hohe Deckungslücken erkannt. Sie 

hat daher schon 2024 einen Konsolidierungspfad beschlossen, um schritt-

weise aufwachsend im Jahr 2030 eine Milliarde Euro weniger Ausgaben im 

Haushalt zu veranschlagen. Hierfür sind jährliche Konsolidierungsbeiträge 

erforderlich, die jeweils auch in die Folgejahre konsolidierend wirken. 

Das vom Finanzministerium gewählte Verfahren zur Umsetzung des Kon-

solidierungspfads ist aufwendig und droht, dieses Konsolidierungsziel zu 

verfehlen. 
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Denn die bisher erbrachten Konsolidierungstranchen der Jahre 2024 bis 

2026 beinhalten auch Einmaleffekte. So wird die notwendige strukturelle 

Konsolidierung in die Folgejahre verschoben. Für 2027 bedeutet dies, dass 

zusätzlich zu den geplanten, dauerhaft einzusparenden 200 Mio. € noch 

weitere 58 Mio. € aus den Vorjahren erbracht werden müssen. 

Der Landesrechnungshof hat zudem einzelne Maßnahmen identifiziert, die 

sich im Ergebnis nicht für eine Konsolidierung eignen. Hierzu gehören die 

Entnahmen aus Rücklagen, die nur einmalig wirken, und das Absenken der 

geplanten Ausgaben bei der Eingliederungshilfe sowie bei der Versorgung 

der Pensionäre, ohne dass sich der jeweilige Finanzbedarf verringert hat. 

Der Landesrechnungshof stellt fest, dass es für eine auch in die Zukunft 

wirkende Konsolidierung des Landeshaushalts nicht ausreicht, lediglich 

überauskömmliche Ausgabeansätze an den tatsächlichen Bedarf anzu-

passen. Notwendig sind vielmehr strukturelle Konsolidierungsmaßnahmen, 

die den tatsächlichen Finanzbedarf dauerhaft senken und zu Kostenein-

sparungen führen. 

⮚ Schulen: 

Nr. 23 Schulbegleitung weiterentwickeln, um steigenden Bedarfen zu begeg-
nen und Ausgabenanstieg zu bremsen 

Immer mehr Schüler1 sind wegen einer körperlichen, geistigen oder seeli-

schen Behinderung auf Unterstützung angewiesen, um am Unterricht teil-

nehmen zu können. Als Folge haben sich die Ausgaben dafür in den letzten 

10 Jahren verfünffacht, von 39 Mio. € in 2015 auf 198 Mio. € in 2024. 

 
1 Redaktioneller Hinweis: Sofern zur besseren Lesbarkeit das generische Maskulinum verwendet wird, bezieht 

sich dieses auf alle Geschlechteridentitäten. 
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Finanziert wurde die Schulbegleitung zu zwei Dritteln von den Kommunen 

sowie zu einem Drittel vom Land. 

Grund für den Ausgabenanstieg sind die deutlich steigenden Fallzahlen. 

2015 hatten 3.016 Schüler eine Schulbegleitung, 2024 waren es bereits 

mindestens 8.200 Schüler. Die tatsächlichen Zahlen dürften noch höher 

liegen, da die Fälle nur unvollständig erfasst wurden. 

Um den weiteren Kostenanstieg abzubremsen und gleichzeitig eine  

bedarfsgerechte Hilfe- und Unterstützungsleistung zu gewährleisten, regt 

der Landesrechnungshof an, statt der Einzelfallhilfe künftig verstärkt soge-

nannte Poollösungen einzusetzen. Dabei sind die Mitarbeitenden in der 

Regel nicht einem konkreten Schulkind zugeordnet, sondern sie unter-

stützen die Schüler situationsgerecht. 

Solche Modelle werden bereits bundesweit diskutiert, auch etliche Kommu-

nen in Schleswig-Holstein konnten damit bereits Erfahrungen sammeln. 

Aus Sicht des Landesrechnungshofs haben sie damit eine gute Entschei-

dung getroffen. Im Durchschnitt stiegen bei Ihnen die Fallzahlen und die 

Ausgaben je Fall geringer an als bei Kommunen, die kein Poolmodell 

nutzten. 

Für eine gute Zusammenarbeit in der Schule ist es zudem wichtig, dass die 

Zuständigkeit für Lehrer, Schulbegleiter, Schulassistenten und weitere 

Berufsgruppen in einer Hand liegt. Daher spricht sich der Landesrech-

nungshof dafür aus, dass der Bereich der Teilhabe an Bildung aus den Ein-

gliederungshilfesystemen perspektivisch in den Zuständigkeitsbereich der 

Schulen wechselt.  

Nr. 15 Berufliche Bildung unter Druck 

Rund 80.000 Schüler besuchten im Schuljahr 2024/25 eine der 35 öffent-

lichen berufsbildenden Schulen im Land.  
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Zwar hat das Land rechnerisch genügend Stellen bereitgestellt, um dort 

eine Unterrichtsversorgung von über 100 % zu gewährleisten. Tatsächlich 

sind an den geprüften Schulen jedoch nur 88,8 % der vorgesehenen Unter-

richtsstunden erteilt worden. 

Woran liegt das? 

Die Klassen an den Berufsschulen fallen häufig kleiner aus als in der Plan-

stellenzuweisung vorgesehen. In der Folge steigt die Anzahl der Klassen, 

wodurch die erteilten Unterrichtsstunden pro Klasse sinken. Betroffen sind 

vor allem die Auszubildenden in der dualen Berufsausbildung, die mit 58 % 

die größte Schülergruppe bilden. 

Das Bildungsministerium hat auf die Entwicklung bereits reagiert und für die 

duale Berufsausbildung einen Masterplan zur landesweiten Schulentwick-

lungsplanung erarbeitet. Es befindet sich damit auf dem richtigen Weg. Die 

enthaltenen Instrumente werden aber zum Teil noch nicht hinreichend aus-

geschöpft. 

Um ein ortsnahes Bildungsangebot zu erhalten, sollte das Bildungsminis-

terium künftig vor weiteren Zentralisierungsschritten stärker organisato-

rische Maßnahmen in den Blick nehmen, wie zum Beispiel berufsüber-

greifende Fachklassen oder klassenübergreifenden Unterricht. Auch 

digitale Lernformate sollten weiter gestärkt werden. 

Nr. 16 Schulbauförderung und deren Finanzierung zeitgemäß ausgestalten 

Obwohl die kommunalen Schulträger ihre Schulgebäude selbst finanzieren 

müssten, ist die Förderung des Schulbaus durch das Land längst zum 

festen Bestandteil von Bau, Sanierung oder Modernisierung von Schul-

gebäuden geworden. So stellte das Land von 2018 bis 2025 rund 

170 Mio. € für die Förderung von Schulbaumaßnahmen bereit.  
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Sofern das Land den Schulbau auch künftig mitfinanzieren will, muss die 

Schulbauförderung planbar und verlässlich angelegt und das Zuwendungs-

recht deutlich entbürokratisiert werden. 

Der Landesrechnungshof hat hierzu konkrete Vorschläge gemacht: Es geht 

um den Verzicht auf aufwendige Verfahrensschritte, die Digitalisierung des 

Verfahrens von der Antragstellung bis zur Abrechnung, die Erarbeitung von 

Raumprogrammen mit empfehlendem Charakter oder die Zusammen-

fassung der zahlreichen Förderprogramme allein des Landes auf einem 

zentralen Internetauftritt, damit potentielle Antragsteller sie schnell finden 

können. 

Der Landesrechnungshof begrüßt, dass die Landesregierung und die Kom-

munalen Landesverbände einen umfassenden Prozess zum Bürokratie-

abbau angestoßen haben und die bestehenden Finanzströme zwischen 

Land und Kommunen auf den Prüfstand stellen und neu ordnen wollen. 

⮚ Digitalisierung: 

Nr.   8 Immer wieder Verzögerungen und Probleme bei elektronischen 
Verfahren in der Steuerverwaltung 

Seit 2007 arbeiten Bund und Länder im Vorhaben KONSENS an einheit-

lichen IT-Verfahren für die Steuerverwaltung. Hierbei kommt es jedoch 

immer wieder zu Verzögerungen und Problemen. So ist ein elektronischer 

Versand von Kontrollmitteilungen innerhalb der Steuerverwaltung immer 

noch nicht möglich. Kontrollmitteilungen werden weiterhin ausgedruckt und 

in Papierform versandt. Dies verursacht in den Finanzämtern einen hohen 

Arbeitsaufwand und unnötige Kosten.  
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Die Steuerfahndung sowie die Bußgeld- und Strafsachenstellen können 

ihre Akten bis heute nicht vollständig elektronisch führen oder mit Justiz-

behörden elektronisch austauschen. Dabei wurde die gesetzliche Grund-

lage hierfür bereits 2017 geschaffen. Bund und Ländern ist es aber inner-

halb von 8 Jahren nicht gelungen, die notwendigen IT-Verfahren fertig-

zustellen. 

Auch bei der Umsetzung des Plattformen-Steuertransparenzgesetzes 

kommt es zu Verzögerungen. Das Gesetz verpflichtet Betreiber digitaler 

Plattformen, die Umsätze der Nutzer an das Bundeszentralamt für Steuern 

zu melden. Von dort sollen sie an die zuständigen Landesfinanzbehörden 

weitergeleitet werden. Obwohl das Gesetz seit mehr als 3 Jahren in Kraft 

ist und bereits größere Datenmengen beim Bundeszentralamt vorliegen, 

hat die Steuerverwaltung in Schleswig-Holstein bisher noch keinerlei 

Datenlieferungen erhalten, weil die hierfür erforderlichen IT-Verfahren noch 

nicht zur Verfügung stehen. 

Das Finanzministerium sollte sich auf Bund-Länder-Ebene dafür einsetzen, 

die erforderlichen technischen Lösungen schnellstmöglich zur Verfügung zu 

stellen. 

⮚ Klimaschutz 

Nr. 18 Klimaschutz durch Moorvernässung: Verbesserungen erforderlich 

Das Umweltministerium finanziert die Vernässung von Mooren zu Zwecken 

des Natur- und Klimaschutzes. Dafür hat es der Stiftung Naturschutz 

Schleswig-Holstein 50,3 Mio. € zur Verfügung gestellt, wovon aber bislang 

nur gut die Hälfte verausgabt wurde. Das Umweltministerium sollte der 

Stiftung so lange keine neuen Mittel für die Moorrenaturierung zuweisen, 
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bis die Stiftung die angesparten Mittel klimawirksam und wirtschaftlich 

verwendet hat. 

Die Stiftung strebt die Sicherung von 8.000 ha Moorflächen bis einschließ-

lich 2030 an, um in Schleswig-Holstein ab 2030 durch Moorvernässung bis 

zu 700.000 t CO2 pro Jahr einzusparen. 

Um dieses Ziel zu erreichen, erwirbt sie Nutzungs- und Eigentumsrechte an 

Flächen nach einem sogenannten Klimapunkteverfahren. Die dabei gezahl-

ten Preise liegen jedoch bis zum fünffachen über den für vergleichbare 

Flächen üblichen Preisen. Das Umweltministerium muss die Angemessen-

heit des Klimapunkte-Entgelts belegen. 

Darüber hinaus ist es unrealistisch, das angestrebte Ziel bis 2030 zu errei-

chen. Denn von 2020 bis 2024 konnten lediglich insgesamt 703 ha gesichert 

werden und diese sind nur teilweise vernässt.  

Das Umweltministerium muss die Ziele für den Klimaschutz realistisch 

setzen und bei der Umsetzung die haushaltsrechtlichen Vorgaben besser 

beachten. 

Nr. 20 Kommunale Wärmeplanung - Energiewendeministerium legt keine 
Strategie für die Dekarbonisierung des Wärmesektors vor 

Die Landesregierung will Schleswig-Holstein bis 2040 zum ersten klima-

neutralen Industrieland machen. Hierfür müsste der Wärmesektor in den 

Kommunen innerhalb der nächsten 14 Jahre auf eine erdöl- und erdgasfreie 

Versorgung umgestellt werden. Dies bedeutet eine grundlegende Änderung 

der Energie-Infrastruktur des Landes.  
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Grundlage dafür ist die kommunale Wärmeplanung, die Möglichkeiten der 

Transformation des gesamten Wärmebereichs in einer Kommune auf-

zeigen und Sicherheit für Investitionen von Bürgern, Unternehmen und 

öffentlicher Verwaltung bieten soll. 

Das Energiewendeministerium betrachtet die kommunale Wärmeplanung 

deshalb zu Recht als zentralen Bestandteil seiner Wärmewendestrategie. 

Allerdings hat es den Kommunen bei der Erstellung kommunaler Wärme- 

und Kältepläne keine inhaltlichen Vorgaben gemacht und die Ergebnisse 

auch nicht bewertet.  

Das Energiewendeministerium braucht eine schlüssige Strategie, um die 

Wärmewende in Schleswig-Holstein erfolgreich umzusetzen. 

⮚ Hochschulen 

Nr. 12 Nebentätigkeiten an Hochschulen - komplex und fehleranfällig 

Viele Professoren und Wissenschaftler üben neben ihrem Hauptamt noch 

eine Nebentätigkeit aus. In der Vergangenheit zeigten sie diese aber häufig 

nicht rechtzeitig oder teilweise gar nicht bei ihren Dienststellen an. 

Auch bei der Bearbeitung durch die Hochschulverwaltungen gab es erheb-

liche Defizite. Bei vier geprüften Hochschulen hat der Landesrechnungshof 

44 bis 65 % der angezeigten Nebentätigkeiten beanstandet. 

Schwierigkeiten bereitete den Hochschulen unter anderem die Frage, ob 

Aufgaben dem Hauptamt zuzuordnen oder als Nebentätigkeit auszuüben 

sind. Die Beantwortung hat erhebliche finanzielle Bedeutung. Denn wenn 

die Aufgaben dem Hauptamt zuzuordnen sind, erhalten die Beschäftigten 

keine gesonderte Vergütung. 
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Die Hochschulen sollten Maßnahmen ergreifen, um die festgestellten Defi-

zite zu beseitigen. Dabei könnte ein von Wissenschaftsministerium und 

Hochschulen noch zu entwickelnder Leitfaden für Nebentätigkeiten helfen. 

Zudem sollten strukturelle Vereinfachungen des Nebentätigkeitsrechts 

geprüft werden. 

Nr. 13 Zulagen aus Drittmitteln - Verheerende Bilanz 

Professoren können neben ihrer Besoldung auch Zulagen aus Drittmitteln 

erhalten, z. B. für Forschungsprojekte. Diese Möglichkeit nahmen in 10 Jah-

ren nur knapp 4 % von ihnen in Anspruch. 

Für die Gewährung solcher Zulagen gelten nach dem Besoldungsgesetz 

enge Grenzen. Insbesondere müssen die Zulagen aus Drittmitteln gedeckt 

werden und dürfen die Hochschulhaushalte nicht belasten. Dies war jedoch 

bei fast keiner der geprüften 67 Zulagen belegt. Der Landesrechnungshof 

hat zudem weitere erhebliche Defizite festgestellt. 

Die Mängel sind vor allem in einer zu lockeren Bewilligungspraxis der Hoch-

schulen begründet. Teilweise war nicht erkennbar, dass sich diese über-

haupt näher mit den gesetzlichen Voraussetzungen auseinandergesetzt 

haben. 

Das Wissenschaftsministerium muss mit den Hochschulen Leitlinien für die 

Bearbeitung erstellen und die Verstöße der Vergangenheit aufarbeiten. In 

den Hochschulen braucht es zudem klare Verfahren und Ausführungshin-

weise für die Mitarbeiter und Entscheidungsgremien. 

  



 

- 12 - 

⮚ Weitere Themen der Bemerkungen: 

Nr. 21 Notfallreform auf Bundesebene: Land sollte seiner Vorreiterrolle 
weiter gerecht werden und mutig eigene Schritte gehen 

Überlastete Notaufnahmen, unzureichende Patientensteuerung, schlechte 

Vernetzung der Akteure. Die Gründe, warum die vom Bundeskabinett auf 

den Weg gebrachte Notfallreform überfällig ist, sind zahlreich. 

Vor diesem Hintergrund hat sich der Landesrechnungshof die Situation in 

Schleswig-Holstein angesehen. Seit 2007 werden hier Patienten, die nicht 

lebensbedrohlich erkrankt sind, außerhalb der Sprechstundenzeiten in 

Anlaufpraxen versorgt. Diese werden von der Kassenärztlichen Vereini-

gung Schleswig-Holstein betrieben und sind im Regelfall am Krankenhaus 

angesiedelt. Damit hält Schleswig-Holstein im Wesentlichen schon die 

Struktur vor, die der Bundesgesetzgeber mit den Integrierten Notfallzentren 

künftig bundesweit schaffen will. Das Land hat ab 2018 über eine Förder-

richtlinie den Bau sogenannter „gemeinsamer Tresen“ als Ersteinschät-

zungsstelle in den Krankenhäusern sogar gefördert.  

Das Hauptproblem – die unzureichende Patientensteuerung – besteht in 

Schleswig-Holstein allerdings weiterhin. Der Landesrechnungshof hat fest-

gestellt, dass die Notaufnahmen der Krankenhäuser intensiv auch zu Zeiten 

in Anspruch genommen werden, in denen entweder die Vertragsarzt- oder 

die Anlaufpraxen geöffnet haben. Längere Öffnungszeiten der Anlauf-

praxen, wie sie die Reform auf Bundesebene vorsieht, lösen daher aus 

Sicht des Landesrechnungshofs das Problem nicht.  

Der Landesrechnungshof spricht sich deshalb für eine bessere Patienten-

steuerung und einen restriktiveren Zugang zu den Notaufnahmen aus. Wie 

in Dänemark könnten die Patienten zum Beispiel verpflichtet werden, vor 
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dem eigenständigen Aufsuchen einer Notaufnahme eine vorherige telefo-

nische Beratung und Ersteinschätzung in Anspruch zu nehmen.  

Nr. 22 Förderung der Rückkehrberatung durch das Land - Wirkungsgrad 
ausbaufähig 

In Schleswig-Holstein lebten Ende 2025 etwa 10.000 ausreisepflichtige 

Menschen. Das Land bietet ihnen Beratungen und Unterstützungen zur 

freiwilligen Ausreise an. Hierzu förderte das Sozialministerium zwischen 

2022 und 2025 überwiegend nicht-staatliche Rückkehrberatungsstellen mit 

etwa 2,7 Mio. €.  

Fallakten und Beratungsprotokolle konnten die geprüften Rückkehr-

beratungsstellen jedoch im größeren Umfang nicht vorlegen. Die dem 

Sozialministerium gemeldeten Zahlen zu beratenen Personen und Aus-

reisen waren überwiegend nicht nachvollziehbar. Die Fallakten, die zur 

Prüfung bereitstanden, ließen häufig die gebotene klare Fokussierung auf 

die freiwillige Rückkehr vermissen. Stattdessen wurden auch Bleibe-

perspektiven eruiert, wofür aber andere Stellen zuständig sind, wie zum 

Beispiel die Migrationsberatungsstellen.  

Das Sozialministerium will den Dokumentationsmängeln bei den 

Rückkehrberatungsstellen künftig durch verbindliche Vorgaben begegnen 

und die förderfähigen Inhalte klarer definieren. Diese Schritte sind dringend 

erforderlich, um die Förderung besser zu steuern und den Wirkungsgrad zu 

erhöhen. 


